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Abwägung der aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) sowie der anerkannten  
Naturschutzvereinigungen und der im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB i.V.m.  
13b BauGB in der Zeit vom 29.06.2020 bis 14.08.2020 eingegangenen Stellungnahmen  
 
 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB, der anerkannten Naturschutzvereinigungen 
sowie der Nachbargemeinden erfolgte mit Schreiben vom 23.06.2020. Gleichzeitig wurde die öffentliche Auslegung mitgeteilt. Die öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 29.06. bis 14.08.2020. 
 
Von Seiten der Bürger wurden 3 Stellungnahmen abgegeben. 
 
Des Weiteren erfolgte eine eingeschränkte Beteiligung gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB. Von Seiten der Beteiligten wurden keine Anregungen 
und Bedenken vorgebracht.  
 

Die Beschlussvorschläge zur Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sind in der nachfolgenden Aufstellung dargelegt: 
 
 

Die Beschlussvorschläge zur Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sind in der nachfolgenden Aufstellung dargelegt: 
 

A Stellungnahmen ohne Anregungen: 
 

o Amt für Bodenmanagement Heppenheim, Heppenheim (Schreiben vom 31.07.2020) 
o Fraport AG, Frankfurt am Main (Schreiben vom 17.07.2020) 
o Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn (Schreiben vom 29.06.2020) 
o Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, Hofheim am Taunus (E-Mail vom 03.07.2020) 
o Wasserverband Gersprenzgebiet, Erbach (Schreiben vom 26.06.2020) 
o Amprion GmbH, Dortmund (E-Mail vom 01.07.2020) 
o PLEdoc GmbH, Essen (Schreiben vom 30.06.2020 und E-Mail vom 08.07.2020) 
o Open Grid Europe GmbH, Essen (Schreiben vom 30.06.2020 und E-Mail vom 08.07.2020) 
o Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG, Kassel (Schreiben vom 20.03.2019 und 04.08.2020) 
o Landesjagdverband Hessen e. V., Bad Nauheim (Fax vom 29.06.2020) 
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B Keine Stellungnahmen abgegeben haben: 
 

o Deutsche Telekom Technik GmbH, Manz 
o Deutsche Flugsicherung GmbH, Langen 
o Evangelische Kirchenverwaltung, Darmstadt 
o Bischöfliches Ordinariat, Mainz 
o DADI-Nahverkehrsorganisation, Darmstadt 
o Verband Hessischer Fischer e.V., Wiesbaden  
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Teil C   Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

1 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement, Darmstadt Stellungnahme vom 25.06.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 
 
 
Zu 1.1 
Erläuterung: 
Mit Schreiben vom 27.03.2019 wurde von Seiten von Hessen Mobil eine Gleichlau-
tende Stellungnahme vorgebracht.  
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 hierzu bereits 
folgenden Beschluss gefasst: 
„Die Ausführungen von Hessen Mobil, wonach gegen den Straßenbaulastträger von 
klassifizierten Straßen keine Ansprüche zur Durchführung von Schutzmaßnahmen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bestünden, werden zur Kenntnis genom-
men. Im Übrigen ist auf die Ergebnisse der schallschutztechnischen Untersuchung 
zu verweisen, die der Begründung als Anlage beigefügt wird.“ 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen von Hessen Mobil, werden zur Kenntnis genommen. Ein Ände-
rungsbedarf der vorliegenden Planung ergibt sich daraus jedoch nicht. 
 
 

 

 
 

1.1 



Bebauungsplan „Buschweg“ 

Seite 4 von 69 

Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 2.1 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung enthält be-
reits einen textlichen Vermerk auf das im Festsetzungsverfahren sich befindliche 
Trinkwasserschutzgebiet. Ein Änderungsbedarf der vorgelegten Planung ergibt sich 
daraus jedoch nicht. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

2.1 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.2 
Erläuterung: 
 
Stellungnahme der Abt. 250 Wasserversorgung und Abwasserreinigung Groß-
Umstadt: 
 
Schmutzfracht 
„Bei Annahme von 60 Wohneinheit (WE) und ca. 3 Einwohnergleichwerte (EW) je 
Wohneinheit ergeben sich 180 EW. 
Die Ausbaugröße der Kläranlage beträgt 35.000 EW. 
Die Erhöhung der Schmutzfracht macht 180/35.000 = 0,5 % der KA-Ausbaugröße 
aus. 
Das lässt sich auf der Kläranlage messtechnisch gar nicht nachweisen und liegt 
deutlich innerhalb üblicher Belastungsschwankungen. 
Die Reinigungsleistung der Kläranlage ist derzeit sehr gut (keine Grenzwertüber-
schreitungen) und es besteht daher kein Anlass eine Überlastung durch nur 0,5 % 
Mehrbelastung zu befürchten. 
 
Abwassermenge 
Der Schmutzwasseranfall liegt auf Höhe des Trinkwasserverbrauchs bei rd. 120 
l/(EW.d). 
Tägliche Menge: 180 EW x 0,12 m³/d = 21,6 m³/d. 
Annahme: Stundenspitzenfaktor für Abwasseranfall = 10 h/d. 
Stundespitze = 21,6/10 = 2,16 m³/h (entspricht 0,6 l/s). 
Der KA-Zufluss liegt bei Trockenwetter bei mindestens rd. 5.000 m³/d und bei Regen 
bei maximal QM =  300 l/s. 
  
Die Tagesmenge macht 21,6/5.000 = 0,43 % des KA-Trockenwetterzuflusses aus. 
Die Maximalmenge macht 0,6/300 = 0,2 % des maximalen KA-Zuflusses aus. 
Aus vorstehenden Berechnungen ist erkennbar, dass das Baugebiet keine wesentli-
chen Auswirkungen auf die Kapazität unserer Kläranlage hat.“ 
 
Die vorgenannten Ausführungen werden Bestandteil der Begründung. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
 
 
 
 

 

2.2 

 

2.3 

2.4 

 

2.5 

 

2.6 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 2.3 
Erläuterung: 
Die inhaltlich gleichen Hinweise wurden im Rahmen der Trägeranhörung mit der 
Stellungnahme vom 01.04.2019 bereits vorgebracht.  
Inwieweit im Rahmen der einzelnen Gebäudeplanungen die Errichtung von Erdwär-
mesonden oder eine temporäre Förderung bzw. Ableitung von Grundwasser vorge-
sehen ist bzw. ggf. erforderlich wird, kann auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung nicht beurteilt werden.  
Es werden deshalb entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und  
 
 
Zu 2.4 
Erläuterung: 
 
Der Bebauungsplanentwurf sieht allerdings verschiedene Maßnahmen vor, um die 
Beeinträchtigungen des Bodens direkt oder indirekt zu begrenzen. Zum einen betrifft 
dies die geplante Straßenerschließung selbst. Hier wird mit Blick auf die relativ ge-
ringe Anzahl der zukünftigen Wohneinheiten die Breite der zukünftigen Erschließung 
auf 8 m bzw. 7 m und damit der Versiegelungsanteil durch die neu geplanten Er-
schließungsanlagen minimiert. Darüber hinaus beinhaltet der Bebauungsplan ver-
schiedene Festsetzungen zur Grundstücksfreiflächenbegrünung und trägt somit zur 
Minimierung des Eingriffs in das Schutzgut Boden bei 
Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem vorliegenden Verfahren um 
ein Verfahren nach § 13b i.V.m. § 13a BauGB handelt. Demnach gelten gemäß 
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungs-
planes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  
Dies bedeutet, dass rein formal ein entsprechender Ausgleich, der nicht zuletzt auch 
den Boden betrifft, planungsrechtlich nicht erforderlich ist.  
 
 
Fortsetzung nächste Seite 

 

2.2 

 

2.3 

2.4 

 

2.5 

 

2.6 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fortsetzung zu 2.4 
Erläuterung: 
Ergänzend ist anzumerken, dass größere der Stadt zur Verfügung stehende Flächen 
zum Zwecke der Entsiegelung, wie beispielsweise Konversionsflächen, nicht vor-
handen sind. Im Rahmen der Abwägung wird deshalb der vorgenannten Zielsetzung, 
der Schaffung von Wohnraum Vorrang eingeräumt. 
Kenntnisse über Bodenbelastungen liegen nicht vor. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
 
 
Zu 2.5 
Erläuterung: 
Der Planentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung beinhaltet bereits einen 
textlichen Hinweis.  
 
Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
 
Zu 2.6 
Erläuterung: 
Der Planentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung beinhaltet bereits ent-
sprechende textliche Hinweise. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis führt zu keiner Änderung der Planung. 
 

 

2.2 

 

2.3 

2.4 

 

2.5 

 

2.6 



Bebauungsplan „Buschweg“ 

Seite 8 von 69 

 

Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.7 
Erläuterung: 
Zum Zeitpunkt der Planerstellung wurde aufgrund der Angaben aus der wasserwirt-
schaftlichen Stellungnahme noch von einem Löschwasserbedarf von 48m³/h aus 
dem öffentlichen Trinkwassernetz ausgegangen. Entsprechend wurde im Bebau-
ungsplanentwurf darauf hingewiesen, dass der Nachweis eines ausreichenden 
Brandschutzes für jeden Einzelfall auf Ebene der Projektplanung etwa durch die 
Anlage einer Löschwasserzisterne zu erfolgen hat. Laut Stellungnahme der Abtei-
lung 240, Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau vom 05.08.2020 konnte 
durch Messung vor Ort der Nachweis einer ausreichenden Löschwasserversorgung 
von 96m³/h, d.h. von 1600 l/min, erbracht werden. 
Der Planentwurf und die Begründung werden entsprechend angepasst. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
Zu 2.8 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf wurde dahingehend zu überarbeitet, als in Verlängerung 
der bestehenden Wegeverbindung vom Fasanenring aus nunmehr ein 3.5 m breiter 
Fuß- und Radweg vorgesehen wird, der im Bedarfsfall auch als weitere Zufahrt für 
Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge dienen kann. (siehe nachfolgenden Ausschnitt 
Planbild). 
Entsprechend wird eine Anpassung der Planzeichnung, eine geringfügige Korrektur 
der Gebietsabgrenzung bzw. der vorgeschlagenen Grundstücksgrenze sowie eine 
Klarstellung der im südöstlichen Grundstücksfläche zulässigen Dachform empfohlen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiter siehe nächste Seite 

 
 

 

2.7 

 

2.8 

 

2.9 

 

2.10 

 

2.11 

neuer Fuß-Radweg  
(neue Notzufahrt) 

 

bestehender Fuß-Radweg  
(neue Notzufahrt) 

 

Hauptfirstrichtung 

Gebietsabgrenzung 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
noch zu 2.8 

Vor dem Hintergrund der geplanten Änderung erfolgte eine eingeschränkte Beteili-
gung der Betroffenen (Anwesen Fasanenring 21 und 23) gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 
BauGB. Von Seiten der Beteiligten wurden keine Anregungen und Bedenken vorge-
bracht. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen.  
 
 
 
 
 
Zu 2.9 
Erläuterung: 
Je nach Bauart ist im Rahmen der Projektplanung der entsprechende Brandschutz 
nachzuweisen. Kann dieser nicht aus dem öffentlichen Trinkwassernetz gewährleis-
tet werden, sind geeignete Maßnahme wie beispielsweise die Anlage einer Lösch-
wasserzisterne zu ergreifen. Dies ist laut Stellungnahme der Abt. 240 nicht zu erwar-
ten. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

 

2.7 

 

2.8 

 

2.9 

 

2.10 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.10 
Erläuterung: 
 
In der zitierten Verwaltungsvorschrift werden die in der Hessischen Bauordnung 
(HBO) benannten Anforderungen an bauliche Anlagen sowie daraus resultierende 
erforderliche Leistungsmerkmale von Bauprodukten konkretisiert; u.a. werden Re-
geln zur Standsicherheit baulicher Anlagen sowie zum Brandschutz, zum Wärme-
schutz, usw. aufgeführt. Die darin benannten technischen Baubestimmungen müs-
sen von allen am Bau beteiligten Personen bei der Planung, Berechnung, Ausfüh-
rung und baurechtlichen Überprüfung von baulichen Anlagen beachtet werden.  
 
Die DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ behandelt u.a. die 
Ausgestaltung von Zugängen, Zufahrten und Aufstell- und Bewegungsflächen für die 
Feuerwehr auf dem Grundstück.  
Pkt. 5 der Anlage 3 des Bauvorlagenerlasses behandelt das Thema Brandschutz - 
Einsatz von Hub-Rettungsfahrzeugen der Feuerwehr als zweiten Rettungsweg.  
 
Diese Regelung betreffen die nachfolgende Planungsebne bzw. die Ausführungspla-
nung.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
 

 
  

 

2.7 

 

2.8 

 

2.9 

 

2.10 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 2.11 
Erläuterung: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung vom 14.05.2020 zu der Stel-
lungnahme vom 01.04.2019 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
„Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg im 
Zusammenhang mit der Inanspruchnahme landwirtschaftlich hochwertiger Böden für 
das geplante Wohngebiet im Stadtteil Semd führen zu keiner Änderung der Planung. 
Zum einen ist darauf hinzuweisen, dass auf Ebene der Flächennutzungsplanung im 
Rahmen der Abwägung auch unter Berücksichtigung der Belange der Landwirtschaft 
zugunsten einer Wohnbauflächendarstellung bereits generell entschieden worden 
ist. Des Weiteren zeigt sich mit Blick auf die aktuelle Nachfragesituation nach ent-
sprechenden Wohnbauflächen vor Ort, dass ein entsprechender Bedarf auch für den 
Stadtteil Semd gegeben ist, der sich aufgrund der fehlenden Verfügbarkeit der in 
Semd noch vorhandenen Baulücken nur im Rahmen einer Neuausweisung decken 
lässt. Im Rahmen der Abwägung wird der Ausweisung von neuen Wohnbauflächen 
im Stadtteil Semd deshalb weiterhin Vorrang eingeräumt, gegenüber dem Interesse 
an einer Erhaltung der Ackerböden für die landwirtschaftliche Nutzung.“ 

 
„Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg be-
dingen keine Änderungen der vorliegenden Planung.  
An der derzeit festgesetzten Baugebietsgröße im Stadtteil Semd von ca. 2,11 ha 
wird festgehalten, um einerseits der entsprechenden Nachfrage nach Wohnbauflä-
chen Rechnung zu tragen und andererseits gleichzeitig die im Zusammenhang der 
Planung sich ergebenden Anforderungen hinsichtlich einer geordneten Entsorgung, 
der Bereitstellung von öffentlichen Spielplatzflächen sowie nicht zuletzt auch den 
Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen.  
 
 
 
 
 
 
 
Fortsetzung nächste Seite 

 
  

 

2.11 

 

2.12 

 

2.13 

 

2.14 

 

2.15 

 

2.16 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Erläuterung: 
Fortsetzung zu 2.11 
 
Die neben den eigentlichen Bruttobaulandflächen mit einer Größenordnung von ca. 
1,87 ha ausgewiesenen Flächen sind erforderlich, um einerseits auch eine geordne-
te Entwässerung des Plangebietes durch die Ausweisung einer Retentionsfläche 
sicherzustellen. Darüber hinaus wird in Verbindung mit der geplanten Neubebauung 
auch der erforderliche Bedarf an öffentlichen Spielplatzflächen durch Ausweisung 
einer entsprechenden Fläche im Nordwesten Rechnung getragen.  
Nicht zuletzt werden die Belange der Landwirtschaft dahingehend berücksichtigt, als 
im Norden und Osten des Plangebietes eine landwirtschaftliche Fläche - Weg fest-
gesetzt wird, um hier eine Zuwegung bzw. eine Wendemöglichkeit für die weiter 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zu erhalten.  
Trotz der flächenmäßigen Überschreitung ist eine Entwicklung des Bebauungspla-
nes aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes gemäß § 8 Abs. 2 BauGB 
gegeben. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem vorliegenden 
Verfahren um ein Verfahren gemäß § 13b BauGB handelt und somit entsprechend 
auch Außenbereichsflächen für Wohnbauzwecke unter den Voraussetzungen des 
§ 13b BauGB im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in An-
spruch genommen werden können.“ 
 
„Die Anregung des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg führt zu 
keiner Änderung der Planung. Die vorliegende städtebauliche Konzeption ergibt bei 
Zugrundelegung einer Bruttofläche von 1,87 ha einen Durchschnittswert von 31 
Wohnungen je Hektar und entspricht somit den Vorgaben des Regionalplanes Süd-
hessen 2010. Von einer weiteren Verdichtung wird mit Blick auf die Zielsetzung, eine 
an den ländlichen Siedlungstyp angepasste ortstypische Bebauung zu erreichen, 
abgesehen.“ 
 
 
 
 
 
                                 Fortsetzung nächste Seite 

 
  

 

2.11 

 

2.12 

 

2.13 

 

2.14 

 

2.15 

 

2.16 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Erläuterung: 
Fortsetzung zu 2.11 
 
 
 
„Der Hinweis, wonach aufgrund der landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf den Feldern 
mit Geruchs- und Schallimmissionen zu rechnen ist, wird zur Kenntnis genommen. 
Da es sich hierbei um ortsübliche Emissionen im Zusammenhang mit deiner ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft handelt, werden diese im Rahmen der Abwägung 
hingenommen und zu der Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes festgehal-
ten.“ 
 
„Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg, 
wonach eine Überplanung der geteerten Straße „Buschweg“, des Flurstückes Ge-
markung Semd, Flur 28, Flurstücke Nr. 255/2 ohne gleichartigen Ersatz an anderer 
Stelle abgelehnt werde, führen zu keiner Änderung der Planung. Zum einen ist wie 
bereits von Seiten des Amtes für Bodenmanagement darauf hingewiesen, eine Er-
schließung der verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen über eine im Norden 
gelegene Wegefläche möglich, sowie deren Befestigung bei entsprechendem Be-
darf. Zum anderen sieht die vorliegende Konzeption im Norden und Osten des Plan-
gebietes eine weitere landwirtschaftliche Wegefläche in einer Breite von 4 m vor, die 
ebenfalls befestigt werden kann. Im Rahmen der Abwägung wird somit der Zielset-
zung, der Schaffung von Wohnbauflächen, Vorrang eingeräumt, vor einer Erhaltung 
der geteerten Straße „Buschweg“ nördlich der bebauten Anwesen des Fasanen-
rings.“ 
 
„Der Hinweis des Kreisausschusses auf die Sicherstellung der vollumfänglichen 
Funktionsfähigkeit des verbleibenden Drainagesystems wird zur Kenntnis genom-
men. Im Zusammenhang mit der Erschließungsplanung und deren Umsetzung ist 
sicherzustellen, dass das verbleibende Drainagenetz weiterhin funktionsfähig ist.“ 
Fortsetzung nächste Seite 

 
  

 

2.11 

 

2.12 

 

2.13 

 

2.14 

 

2.15 

 

2.16 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Erläuterung: 
Fortsetzung zu 2.11 
 
„Der Hinweis des Kreisausschusses auf die einzuhaltenden Grenzabstände zu land-
wirtschaftlich genutzten Flächen und Wegen bei Begrünung, Bepflanzung und Ein-
friedung im Plangebiet sowie der Einhaltung eines hinreichenden Abstandes bei der 
Pflanzung von Bäumen und Sträuchern zum Drainagesystem werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Änderung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht, da die 
grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes auch unter Berücksichti-
gung der entsprechenden Bestimmungen des Nachbarrechts bzw. mit Blick auf das 
vorhandene Drainagesystem umsetzbar sind und sich deren konkrete Umsetzung 
bzw. ggf. erforderliche Pflegemaßnahmen an Gehölzen selbst im Verantwortlich-
keitsbereich der jeweiligen Eigentümer befinden.“ 
 
„Die Anregung des Kreisausschusses, den Ortslandwirt zu beteiligen, wird für den 
anstehenden Planverfahrensschritt aufgegriffen.“ 
 
„Der Hinweis, dass sofern im weiteren Verlauf der Planung Ausgleichsmaßnahmen 
notwendig werden, die Umsetzung nicht auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
erfolgen soll, wird zur Kenntnis genommen. Da es sich jedoch um einen Bebauungs-
planverfahren gemäß § 13b i.V.m. § 13a, Abs. 2 Nr. 4 handelt, ist für die vorliegende 
Planung ein Ausgleich der durch den Bebauungsplan ermöglichten Eingriffe in Natur 
und Landschaft nicht erforderlich. Entsprechend kann auch von einer Inanspruch-
nahme ggf. landwirtschaftlich genutzter Flächen zum Ausgleich der durch die Pla-
nung ermöglichten Eingriffe in Natur und Landschaft abgesehen werden. Ergänzend 
ist allerdings anzumerken, dass im Hinblick auf den Artenschutz der artenschutz-
rechtliche Ausgleich in Abstimmung mit den betroffenen Landwirten durch die Schaf-
fung von Blühstreifen für Offenlandarten innerhalb des Stadtgebietes von Groß-
Umstadt vorgesehen ist.“ 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Da sich die Sachlage bzgl. der mit Schreiben vom 01.04.2019 vonseiten des Fach-
gebietes „Ländlicher Raum“ vorgebrachten Ausführungen nicht geändert hat, wird 
den jeweiligen diesbezüglich vom Haupt- und Finanzausschusses am 04.05.2020 
gefassten Beschluss inhaltlich verwiesen. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.12 
Erläuterung: 
Der geplante landwirtschaftlich Weg soll in erster Linie als Wendeweg dienen. Fest-
gesetzt ist eine Breite von 4m. Die Zuwegung soll über den im Norden verlaufende 
Wegeparzelle Nr. 244 erfolgen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen des Fachgebietes ländlicher Raum bedingen keine Änderung der 
Planung. 
 
 
Zu 2.13 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf sieht im Teilplan B entsprechende Festsetzungen zur 
Anlage der erforderlichen Blühstreifen vor.  
Die Anlage von Blühstreifen erfolgt im Rahmen von vertraglichen Regelungen mit 
dem Pächter.  
 
Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorliegenden 
Planung ergibt sich daraus nicht. 
 
 
Zu 2.14 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplan in der Fassung der öffentlichen Auslegung enthält eine Festset-
zung zur „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft - Blühstreifen“ (Teilplan B). Hier ist festgesetzt, dass 
auf dem Flurstück Gemarkung Groß-Umstadt, Flur 17, Nr. 59 zwei Blühstreifen von 
jeweils 1.000 m² zu entwickeln und aus der landwirtschaftlichen Intensivnutzung 
herauszunehmen sind. Diese Streifen sind mit einer speziellen Regelsaatgutmi-
schung einzusäen und dienen als Ersatzlebensraum für bodenbrütende Vogelarten. 
 
Zwischenzeitlich wurden in Zusammenarbeit mit der Hessischen Landgesellschaft 
(HLG) Pflegeverträge zwischen Landwirten und der Stadt Groß-Umstadt zur Anlage 
und Pflege dieser Blühstreifen abgeschlossen. In diesen Pflegeverträgen erfolgt eine 
Konkretisierung bezüglich der o.g. Anlage und Pflegemaßnahmen. 
 
Die planungsrechtliche Festsetzungen des Teilplanes B werden an das genannte. 
Maßnahmenblatt sowie die vertraglich geregelten Bewirtschaftungsauflagen im Pfle-
gevertrag angepasst.  
Fortsetzung nächste Seite 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Erläuterung: 
Fortsetzung zu 2.14 
 
Ergänzend aufgenommen wird u.a. die Anlage eines Schwarzbrachesaums, die 
Verwendung best. Regelsaatgutmischung sowie der Zeitraum zur Durchführung der 
Pflegemaßnahmen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
 
 
 
Zu 2.15 
Erläuterung: 
Als Teilplan B des Bebauungsplanentwurfes ist das gesamte Flurstück Nr. 59 als 
„Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft - Blühstreifen“ festgesetzt.  
Zeichnerisch ist in der festgesetzten Fläche im Südwesten als auch im Nordosten 
eine 10 m tiefe Zone für die mögliche Anlage von Blühstreifen dargestellt. Allerdings 
ist gemäß den Festsetzungen auch eine andere Ausgestaltung der festgesetzten 
Blühstreifen unter Einhaltung der textlich formulierten Vorgaben zur Länge und Brei-
te sowie zur Flächengröße möglich. Die verbleibenden Flächen können weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung der Unteren Naturschutzbehörde, einen umlaufenden Schwarzbra-
chestreifen textlich mit aufzunehmen, wird dahingehend berücksichtigt, dass die 
Festsetzung zur „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft - Blühstreifen“ (Teilplan B) überarbeitet wird 
und die anzulegenden Blühstreifen zusätzlich mit einem umlaufenden Schwarzbra-
chestreifen auszugestalten sind.  
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.16 
Erläuterung: 
Mit dem Monitoring soll der Ersteller des Artenschutzprüfung beauftragt werden. Die 
Begründung wird diesbezüglich ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Das Monitoring wird vertraglich sicher-
gestellt.  
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.17 
Erläuterung: 
 
Im Bebauungsplanentwurf erfolgt lediglich die Festsetzung der Straßen als „Öffentli-
che Verkehrsfläche“. Eine weitergehende Differenzierung in Fahrbahn- und Gehweg-
flächen erfolgt nicht. Ebenso erfolgt keine Festsetzung als „Verkehrsberuhigter Be-
reich“, so dass die konkrete Ausgestaltung und Widmung der nachfolgenden Er-
schließungsplanung überlassen bleibt. 
Die vorgegebene Breite insgesamt 8 bzw. 7 m wird dabei weiterhin als ausreichend 
erachtet, um das innerhalb des Plangebietes zu erwartende Verkehrsaufkommen 
verkehrssicher abwickeln zu können. 
Die Ausführungen werden in der Begründung dargelegt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Zu 2.18 
Erläuterung: 
Der vorliegende Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung 
trifft u.a. auch Festsetzungen zur Hauptfirstrichtung der Gebäude. Im Wesentlichen 
orientieren sich diese an der entlang des Fasanenrings bestehenden Bebauung bzw. 
der vorgesehenen Erschließung des Plangebietes sowie der Lage der Bauflächen 
am zukünftigen Ortsrand des Stadtteiles Semd.  
Für den überwiegenden Teil der Dachflächen der Gebäude ergibt sich somit bei 
Errichtung von Sattel- oder Pultdächern eine nach Süden bzw. Südwesten hin orien-
tierte Dachflächenausrichtung, die aus Gründen der Nutzung der Solarenergie als 
gut geeignet zu beurteilen ist. Lediglich am östlichen Plangebietsrand wird für Teile 
der hier vorgesehenen Bauflächen eine Nord-Süd-Ausrichtung als Hauptfirstrichtung 
festgesetzt. Diese erfolgt zum einen in Fortführung der bestehenden Hauptfirstrich-
tung im Bestandsgebiet sowie aufgrund der Zielsetzung, zum östlichen Ortsrand hin 
großflächige Giebelflächen zu vermeiden und stattdessen eine traufständige Stellung 
der Gebäude vorzugeben. Zudem ist anzumerken, dass mit Blick auf die fortgeschrit-
tene technische Entwicklung auch eine Nutzung von Solaranlagen auf diesen Dä-
chern möglich ist. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung führt nicht zu einer Änderung der Planung. 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.19 
Erläuterung: 
Empfohlen wird, die nebenstehenden Ausführungen in die Begründung als Hinweis 
aufzunehmen. Die Errichtung von Solaranlagen u.a. auch auf den Dächern der Ge-
bäude wird planungsrechtlich nicht reglementiert. So wurde u.a. auf die Festsetzung 
von Vorgaben zur Dacheindeckung verzichtet. Es kann auf die technischen Rege-
lungen zur Energieeinsparung verwiesen werden, die den zukünftigen Bauherren 
auch einen gewissen Spielraum bei dem Einsatz regenerativer Energien überlässt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zum Anlass genommen, die Begründung zu ergänzen. 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 2.20 
Erläuterung: 
Der Planentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung setzt für das Plangebiet 
als Art der baulichen Nutzung ein „Allgemeines Wohngebiet“ fest. Die Einhaltung der 
jeweiligen Schallemissionen bei Errichtung von Klimageräten, Kühlgeräten u.Ä. be-
trifft nicht die Ebene der Bauleitplanung. Im Rahmen der Ausführungsplanung ist ggf. 
der Nachweis zu erbringen, dass die entsprechenden Werte eingehalten werden. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf auf der 
Ebene der Bauleitplanung wird jedoch nicht gesehen. 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 2.21 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung beinhaltet vor 
dem Hintergrund der vorliegenden Artenschutzprüfung eine Festsetzung, wonach für 
die öffentliche Straßenbeleuchtung nur insektenfreundliche Lampen mit bernstein-
farbenen bis weißwarmen Licht mit geringem Ultraviolett- und Blauanteil (Farbtempe-
ratur von 1800°K) eingesetzt werden. 
 
Einer allgemeinen Regelung, helle, weitreichende künstliche Lichtquellen auszu-
schließen, fehlt es an der satzungsgemäßen Bestimmtheit und einem Erfordernis 
solcher Regelungen.  
Ansonsten ist darauf zu verweisen, dass bzgl. der Errichtung von Beleuchtungsanla-
gen mit wechselndem oder mit bewegtem Licht es sich bei dem Baugebiet um ein 
allgemeines Wohngebiet handelt.  
Ein städtebauliches Erfordernis zur Festsetzung wird nicht gesehen.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.22 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden dahingehend aufgegriffen, als ein entsprechender Hinweis 
in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen wird.  
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2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.23 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden dahingehend aufgegriffen, als ein entsprechender Hinweis 
in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen wird.  
 
 
 
Zu 2.24 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden dahingehend aufgegriffen, als ein entsprechender Hinweis 
in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen wird.  
 
 
 

 

2.20 

2.21 

 

2.22 

 

2.23 

 

2.24 



Bebauungsplan „Buschweg“ 

Seite 26 von 69 

 
 

Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

2 
Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt- Dieburg,  
Darmstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 2.25 
Erläuterung: 
Das Wohngebiet „Buschweg“ mit 57 bis 60 Wohneinheiten ist in der Kitabedarfspla-
nung berücksichtigt.  
Aktuell wurde die Kita Semd um eine weitere Gruppe erweitert. 
Die Wartelisten beinhalten gesamtstädtische Zahlen. Aktuell sind hier in der Pla-
nung: Erweiterung einer bestehenden Kita (ST Kleestadt), Neubau einer Kita (ST 
Wiebelsbach) und ein weiterer Neubau (ST Umstadt). 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen; führen aber nicht zu einer Ände-
rung der Planung. 
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3 Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Darmstadt Stellungnahme vom 21.07.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
Zu 3.1 
Erläuterung: 
Mit Schreiben vom 04.04.2019 wurden von Seiten des Landesamtes keine grund-
sätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorgebracht. Die Belange des Amtes 
seien ausreichend berücksichtigt worden.  
Es wurde lediglich darauf hingewiesen, dass die abgegebene Stellungnahme sich 
ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der 
Bodendenkmalpflege verhalte und eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen 
des Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege sich die Denkmalfachbehörde 
vorbehalte. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 hierzu bereits 
folgenden Beschluss gefasst: 
„Der Hinweis des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen, wonach die vorliegende 
Stellungnahme sich ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des Bodendenk-
malschutzes und der Bodendenkmalpflege verhalte und eine gesonderte Stellung-
nahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege sich 
die Denkmalfachbehörde vorbehalte, wird zur Kenntnis genommen.“ 

 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen werden zur Kenntnis 
genommen. Ein Änderungsbedarf der vorliegenden Planung bzw. des Bebauungs-
planes ergibt sich jedoch nicht. 
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4 Polizeipräsidium Südhessen, Darmstadt Stellungnahme vom 24.06.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 
 

Zu 4.1 
Erläuterung: 
siehe Pkt. 2.17 dieser Vorlage 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Das Polizeipräsidium Südhessen wird auf den entsprechenden Beschluss zur Stel-
lungnahme des Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg verwiesen. 
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5 Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen, Darmstadt Stellungnahme vom 30.07.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 
Zu 5.1 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen des Kampfmittelräumdienstes des Landes Hessen werden zur 
Kenntnis genommen. Die Begründung wird um die diesbezüglich vorliegenden Er-
kenntnisse ergänzt. 
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6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 11.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
Zu 6.1 
Erläuterung: 
Ein inhaltlicher Änderungsbedarf der Planung ergibt sich nicht. Die Begründung wird 
um die entsprechenden Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt er-
gänzt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt aus regionalplanerischer 
Sicht werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der Planung ergibt sich 
daraus nicht. 
 
 
Zu 6.2 
Erläuterung: 
Wie im Begründungsentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung der öffentlichen 
Auslegung dargelegt wird von einem Dichtewert von ca. 31 WE/ha ausgegangen.  
Der Regionalplan Südhessen 2010 gibt für den ländlichen Siedlungstyp, dem das im 
Stadtteil Semd gelegene Plangebiet zuzuordnen ist, 25-40 Wohneinheiten je Hektar 
vor.  
Die Planung berücksichtigt aber nicht nur die regionalplanerischen Vorgaben, son-
dern auch die bestehende Siedlungs- und Bebauungsstruktur durch die Festsetzung 
einer Bebauung mit maximal 2 Vollgeschossen. Die Bebauung mit einem Vollge-
schoss beschränkt sich auf die Baufläche (Gebiet 1), die unmittelbar an die im Sü-
den bestehende Bebauung des Fasanenringes anschließt und für die der Bebau-
ungsplan „Ost“ 1. Änderungsplan ebenfalls eine Bebauung mit einem Vollgeschoss 
vorschreibt.  
Vorgesehen ist, eine an die bestehende Einzelhausbebauung angepasste Bebauung 
zu entwickeln und auch der bestehenden Nachfrage Rechnung zu tragen. Ergän-
zend ist darauf hinzuweisen, dass im Westen des Plangebietes im Gebiet 4 nur 
Wohngebäude zulässig sind, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung geför-
dert werden können.  
Im Rahmen der Abwägung wird mit Blick auf das Orts- und Landschaftsbild und die 
bestehende Nachfragesituation deshalb auf einer Änderung der Festsetzungen zur 
Erhöhung der baulichen Dichte verzichtet. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
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6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 11.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 

 

Zu 6.3 
Erläuterung: 
Die Entsorgung soll durch Anschluss an das bestehende Mischwassernetz sicherge-
stellt werden. Die Entwässerung ist durch ein Mischsystem mit Rückhaltebecken 
vorgesehen.  
Die Ausführungen betreffen die nachfolgende Entwässerungsplanung.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 
 
 
Zu 6.4 
Erläuterung: 
Im Begründungsentwurf mit Stand der öffentlichen Auslegung wird ausgeführt, dass 
Kenntnisse über Bodenverunreinigungen im Plangebiet derzeit nicht vorliegen.  
Diese Ausführungen werden bzgl. der vorgebrachten Erkenntnisses zum Themenbe-
reich nachsorgender Bodenschutz ergänzt 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 
 
 
Zu 6.5 
Erläuterung: 
Der Begründungsentwurf mit Stand der öffentlichen Auslegung beinhaltet als Anlage 
bereits eine „Überprüfung des Baugrundes hinsichtlich seiner Eignung zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser“ in welcher auf die Bodenbeschaffenheit und dessen 
Versickerungsfähigkeit eingegangen wird. Im Zusammenhang mit der vorliegenden 
Planung enthält die Begründung auch Ausführungen zum Thema Minimierung der 
Eingriffe, die auch indirekt das Thema Boden betreffen. So sind beispielsweise die 
festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen für die einzelnen Baugrundstücke zu 
benennen wie die Vorgaben zur Begrünung der Grundstücksfreiflächen.  
Planungsalternativen wurden schon auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung im 
Rahmen der Aufstellung des Flächennutzungsplanes untersucht. Für den Stadtteil 
Semd sind lediglich noch zwei Bereich als geplante Wohnbauflächen dargestellt. Im 
Süden eine Fläche nördlich des Weges „Mühlhohl“; welche aufgrund der geringen 
Flächengröße ausscheidet (ca. 0,23ha). Im Westen von Semd eine Fläche von ins-
gesamt ca. 2,54 ha (Wohnbauflächen ca. 2,11 ha, Gemischte Bauflächen ca. 0,43 
ha). Diese wurde aufgrund der in diesem Gebiet zu erwartenden erhöhten Infrastruk-
turaufwendungen nicht weiterverfolgt, da das Plangebiet „Buschweg“ hierzu günsti-
gere Rahmenbedingungen bietet. 
(weiter nächste Seite) 
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(Fortsetzung Erläuterung zu 6.5) 
 
Im Rahmen der Abwägung wird auch vor dem Hintergrund der auf FNP-Ebene ge-
troffenen Darstellungen bzgl. einer baulichen Entwicklung in Semd festgehalten 
werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen.  
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Zu 6.6 
Erläuterung: 
Der Begründungsentwurf wird um die bzgl. des Bergrechts vorliegenden Erkenntnis-
se ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.7 
Der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen wurde im Rahmen der Anhörung 
der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt und diesen zeit-
gleich die öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mitgeteilt. 
 
In seiner Stellungnahme vom 30.07.2020 führt der Kampfmittelräumdienst aus, dass 
die Auswertung der Luftbilder keinen begründeten Verdacht auf das Vorkommen von 
Bombenblindgängern ergeben habe und auch keine Erkenntnisse zu Munitionsbe-
lastungen im Plangebiet vorlägen. Somit sei eine systematische Flächenabsuche 
nicht erforderlich. (Siehe Pkt. 5 dieser Vorlage) 
Ein Änderungserfordernis für die Planung ergibt sich somit nicht. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; bedingt jedoch keine Änderung der Pla-
nung, da der Kampfmittelräumdienst im vorliegenden Planverfahren beteiligt worden 
ist.  
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Zu 7.1 
Erläuterung: 
Betroffen ist die Ebene der Erschließungsplanung. In den angrenzenden Straßen 
Buschweg, Fasanenring und Lerchenstraße liegen bereits Gasleitungen der e-netz-
Südhessen AG. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen des e-netzes Südhessen GmbH & Co. KG werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Änderung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht.  
 
 
Zu 7.2 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung beinhaltet 
bereits einen textlichen Hinweis auf die nebenstehenden Anforderungen im Zusam-
menhang mit geplanten Anpflanzungsmaßnahmen. Ein städtebauliches Erfordernis 
diese textlich festzusetzen wird nicht gesehen.  
 
Zudem wurde auf Ebene des Bebauungsplanes von der Festsetzung von Straßen-
bäumen bzw. auch von anzupflanzenden Einzelbäumen im Nahbereich der geplan-
ten Straße mit Blick auf eine Verlegung der Ver- und Entsorgungsleitungen innerhalb 
der öffentlichen Verkehrsfläche abgesehen. So kann im Rahmen der Ausbauplanung 
flexibel die Gestaltung der Straße festgelegt werden und ggf. auch eine Begrünung 
mit Straßenbäumen unter Berücksichtigung der Lage von Leitungen, Zufahrten, etc. 
erfolgen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen des e-netzes Südhessen GmbH & Co. KG werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Änderung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht.  
 
 
Zu 7.3 
Erläuterung 
Neben den Ausführungen zu den Pkt. 7.1 und 7.2 wurde mit Schreiben vom 
26.03.2020 auf die innerhalb des Geltungsbereiches befindlichen Betriebsmittel 
hingewiesen sowie bei Entwidmung von Wegeparzellen auf eine dingliche Sicherung 
der Betriebsmittel im Grundbuch. Darüber hinaus wurde ausgeführt, dass die Strom-
versorgung des Plangebietes durch Ergänzung und Erweiterung des bestehenden 
Versorgungsnetzes im Zuge der Erschließungsmaßnahmen entsprechend dem Leis-
tungsbedarf der zukünftigen Abnehmer realisiert werde.  
(Fortsetzung nächste Seite) 

 
 

 
 

7.1 

 
 

7.2 

 

7.3 



Bebauungsplan „Buschweg“ 

Seite 35 von 69 

Teil C      Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinwei-
sen 

7 e-netz Südhessen AG, Darmstadt Stellungnahme vom 15.07.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
Fortsetzung zu 7.3 

Im Planentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung wurde ein textlicher Hin-
weis auf im Geltungsbereich befindlichen Betriebsmittel aufgenommen sowie eine 
Empfehlung sich vor Beginn von Bau- bzw. Erdarbeiten mit dem zuständigen Ver-
sorgungsunternehmen zwecks Einweisung in Lage und Verlauf vorhandener Leitun-
gen in Verbindung zu setzen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Verweis der e-netzes Südhessen GmbH & Co. KG auf ihr Schreiben vom 
26.03.2020 wird zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf für die vorliegende 
Planung wird jedoch nicht gesehen.  
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Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
Zu 8.1 
Erläuterung 
Die Ansicht, wonach die vorliegende Planung nicht „mehr“ die Voraussetzungen des 
§ 13b BauGB erfülle, wird nicht geteilt. 
Die Änderung gegenüber dem Vorentwurf in der Fassung des Trägeranhörung vom 
11.01.2019 ist im Wesentlichen in der Überplanung der ursprünglich im Nordwesten 
vorgesehenen Streuobstwiese durch die Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche – 
Spielplatz zu sehen. Die ursprüngliche Spielplatzfläche ist im vorliegenden Entwurf 
vom Januar 2020 als „Baufläche“ festgesetzt. Des Weiteren wurde für die im Osten 
und Norden entlang des Außengrenzen geplante Baureihe eine Bebauung mit 
höchstens zwei statt bislang einem Vollgeschossen ermöglicht und es wurden auch 
Festsetzungen zum Artenschutz inkl. der Festsetzung eines zweiten Geltungsberei-
ches (Blühstreifen) in den aktuellen Bebauungsplanentwurf aufgenommen.  
Darüber hinaus erfolgten weder Änderungen an der Größe des Teilplanes A insge-
samt noch an der festgesetzten Art der baulichen Nutzung als „Allgemeines Wohn-
gebiet“. 
Gemäß § 13b BauGB können Bebauungspläne, die eine Grundfläche im Sinne des 
§ 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 10.000 m² aufweisen und die die Zulässigkeit 
von Wohnnutzung begründen, sowie an eine Fläche im Zusammenhang bebauter 
Ortsteile anschließen in dem vorgenannten Verfahren aufgestellt werden. Dabei 
muss das Verfahren bis zum 31.12.2019 förmlich eingeleitet und der Satzungsbe-
schluss bis zum 31.12.2021 gefasst werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan entspricht, sowohl was die Begrenzung der zulässi-
gen Grundfläche, als auch die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung und der 
Lage des Plangebietes im Anschluss an die bestehende Bebauung im Bereich des 
Fasanenringes bzw. des Buschweges betrifft, weiterhin den Vorgaben des § 13b 
BauGB.  
Erhaltungsziele und der Schutzzweck von Natura – 2000 Gebieten sind ebenfalls 
nicht betroffen. 
Auch eine gegenüber dem Vorentwurf aus Sicht der Naturschutzvereinigungen um-
weltrelevante Verschlechterung der Planung bedingt keine Änderung bzgl. des an-
gewendeten Verfahrens. Maßgebend ist hier die Einhaltung der Vorgaben des § 13 b 
BauGB in Verbindung mit § 13 a BauGB.  
Hierzu haben sich keine diesbezüglich relevanten Änderungen ergeben.  
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen bedingen keine Änderung der Planung. 
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Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
Zu 8.2 
Erläuterung 
Den Beteiligten Trägern öffentlicher Belange als auch den anerkannten Naturschutz-
vereinigungen wurde ein Planentwurf samt Begründung übersandt. In dem Scheiben 
wurde gleichzeitig darauf hingewiesen, dass die in der Begründung genannten Anla-
gen, also auch das Artschutzgutachten, unter dem in dem Schreiben aufgeführten 
Link auf der Homepage der Stadt abgerufen werden können. Sollte eine Papierfas-
sung gewünscht werden, sollte der Adressat sich an den Unterzeichner wenden.  
 
Eine entsprechende Rückmeldung lag bis zum Eingang der Stellungnahme vom 
10.08.2020 nicht vor.   
Die am 10.08.2020 eingegangene Stellungnahme wurde zum Anlass genommen, 
das Artenschutzgutachten direkt per E-Mail an den Vertreter der HGON zu senden. 
 
Eine ergänzende diesbezügliche Stellungnahme liegt bis dato nicht vor. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen führen zu keiner Änderung der Planung. 
 
 
 
Zu 8.3 
Erläuterung 
Eine grundlegende Entscheidung zur Inanspruchnahme der überplanten Flächen für 
die Wohnbauentwicklung im Stadtteil Semd wurde bereits durch eine entsprechende 
Darstellung auf Ebene des Flächennutzungsplanes getroffen. Dieser stellt den Be-
reich des Plangebietes als „Wohnbaufläche geplant“ dar.  
Zudem ist festzuhalten, dass nach Auskunft der städtischen Verwaltung in Semd 
derzeit lediglich 10 Baulücken vorhanden sind, die sich jedoch alle in Privateigentum 
befinden. Auf der derzeit vorliegenden Bauplatzbewerberliste der Stadt stehen seit 
Ankündigung über die Ausweisung eines Baugebietes in Semd 309 Bewerber (Ab-
frage bei Abt. 310 am 23.09.2020). 
Im Rahmen der Abwägung wird deshalb auch vor dem Hintergrund der aktuellen 
Nachfragesituation nach entsprechende Wohnbauflächen im Stadtteil Semd und 
aufgrund der fehlenden Verfügbarkeit der im Stadtteil Semd noch vorhandenen Bau-
lücken einer Neuausweisung zur Deckung des entsprechenden Wohnbedarfes Vor-
rang eingeräumt gegenüber einer Freihaltung der bislang unverbauten Freiflächen.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
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Zu 8.4 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanvorentwurf in der Fassung der Behördenbeteiligung vom 
11.01.2019 sah eine Streuobstwiese in der nordwestlichen Ecke des Plangebietes 
nördlich der geplanten Retentionsfläche vor. Die als „Öffentliche Grünfläche - Spiel-
platz“ festgesetzte Fläche befand sich östlich der geplanten Streuobstwiese.  
Der Planentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung vom Januar 2020 sieht 
anstelle des Spielplatzes nunmehr ein Baugrundstück vor, um einerseits der Nach-
frage nach Baugrundstücken Rechnung zu tragen und anderseits auch die geplante 
Erschließung besser auszunutzen. Die ursprünglich als Streuobstwiese vorgesehene 
Fläche wurde stattdessen als „Öffentliche Grünfläche – Spielplatz“ festgesetzt. 
 
Bei Umsetzung der Anregung (siehe nachfolgende Skizze) würde dies eine Ände-
rung des Planentwurfes sowie der Begründung bedeuten und eine erneute öffentli-
che Auslegung sowie die Inanspruchnahme weitere landwirtschaftlich genutzter 
Flächen erfordern. 
Zudem ist anzumerken, dass entlang des zukünftigen Ortsrandes im Osten und 
Norden innerhalb der festgesetzten Bauflächen im vorliegenden Planentwurf eine 
3 m breite Fläche für Anpflanzungen - Hecke festgesetzt worden ist, innerhalb derer 
eine geschlossene Heckenpflanzung aus einheimischen und standortgerechten 
Sträuchern anzulegen und im Bestand zu erhalten ist. Es ist dabei eine zweireihige 
Heckenpflanzung vorzunehmen. Ergänzend sind für die Grundstücksfreiflächen 
weitere grünordnerische Maßnahmen vorzusehen. So sind u.a. mindestens 25 % 
dieser Freiflächen mit standortgerechten und einheimischen Bäumen und Sträuchern 
zu bepflanzen oder als Blühwiese anzulegen.  
 
Diese Maßnahmen wirken sich auch positiv auf die nach Norden und Osten hin aus-
gerichteten zukünftigen Freibereiche der Bauflächen und auf die Eingrünung der neu 
geplanten Gebäude aus. Darüber hinaus wird für die festgesetzte öffentliche Grün-
fläche ebenfalls eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen - Feldgehölz entlang der nördlichen und westlichen Grenzen, 
also zum zukünftigen Außenbereich hin festgesetzt. Innerhalb dieser 5 m tiefen Flä-
che ist eine geschlossene Gehölzpflanzung aus einheimischen und standortgerech-
ten Bäumen und Sträuchern anzupflanzen und zu unterhalten. Dabei ist eine ge-
mischte Pflanzung aus Bäumen und Sträuchern anzulegen. Der Baumanteil muss 
mindestens 20 % der angepflanzten Stückzahl betragen. Je 1,5 m² Fläche ist min-
destens ein Strauch zu pflanzen. 
Im Rahmen der Abwägung werden die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen 
zur Eingrünung des geplanten Baugebietes als ausreichend erachtet und es wird von 
einer weiteren Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen abgesehen. 
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Zu 8.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
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Zu 8.5 
Erläuterung 
Wie auch in der Begründung dargelegt setzt der Bebauungsplan eine „Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft - Blühstreifen“ fest. Innerhalb dieser Fläche sind zwei Blühstreifen mit 
einer Mindestgröße von jeweils 1.000 m² zu entwickeln und aus der landwirtschaftli-
chen Intensivnutzung herauszunehmen. Die übrige Fläche kann landwirtschaftlich 
weiter genutzt werden.  
Es handelt sich bei den überplanten Flächen um ein im städtischen Eigentum befind-
liches Flurstück (Nr. 59), welches in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
miteinbezogen worden ist.  
Das Monitoring soll der Gutachter der Artenschutzprüfung übernehmen. Es ist dabei 
ein 5-jähriges Monitoring erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung führt nicht zu einer Änderung der Planung.  
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Zu 8.6 
Erläuterung 
Bzgl. des Einsatzes von Photovoltaik- bzw. Solaranlagen trifft der Bebauungsplan 
keinerlei Festsetzungen. Auch werden keine Festsetzungen, die zum Ausschluss 
derartiger Anlagen führen, wie z. B. zur Dacheindeckung, getroffen. 
Die Errichtung als auch Art und Umfang derselben obliegt dem jeweiligen Hausei-
gentümer.  
Bzgl. der Nutzung des Regenwassers beinhaltet der Entwurf eine Empfehlung zur 
Anlage einer Zisterne mit einem Fassungsvermögen von mindestens 3 cbm zur 
Sammlung und Verwertung des auf den Dächern anfallenden Niederschlagswasser 
beispielsweise zur Gartenbewässerung oder als Brauchwasser; sofern wasserwirt-
schaftliche und/oder gesundheitliche Zwecke dem nicht entgegenstehen. 
 
Im Zusammenhang mit der Nutzung von Photovoltaik- und Solaranlagen ist auf das 
ab 1. November 2020 geltende GebäudeEnergieGesetz (GEG 2020) zu verweisen, 
welches die EnergieEinsparVerordnung (EnEV), das EnergieEinsparGesetz(EnEG) 
und das Erneuerbare- Energie-Wärme-Gesetz (EEWärmeG) ablöst. 
Grundsätzlich sollte der Gestaltungsfreiheit des Einzelnen Vorrang eingeräumt wer-
den. Dies trifft auch auf die Verwertung von Niederschlagswasser zu.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregungen werden nicht aufgegriffen. 
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Zu 8.7 
Erläuterung 
Vor dem Hintergrund einer festgesetzten Straßenbreite von 7 m, der hier vorge-
schlagenen Grundstücksaufteilung bzw. der anstehenden Projektplanungen mit ihren 
Zufahrten und Zugängen sowie den erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen 
wurde bewusst auf die Festsetzung anzupflanzender Straßenbäume verzichtet. 
Sinnvollerweise kann erst im Rahmen der Ausführungsplanung und nach Kenntnis 
der von den zukünftigen Bauherren geplanten Zufahrten sowie der Ver- und Entsor-
gungsplanung über Begrünungsmaßnahmen im Straßenraum entschieden werden.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. Es wird auf die Ebene der Ausführungsplanung 
verwiesen. 
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Zu 9.1 
Erläuterung 
Wie Hessenmobil in seiner Stellungnahme vom 25.06.2020 im Rahmen der Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange bzw. der öffentlichen Auslegung mitteilt beste-
hen gegen den Bebauungsplan grundsätzlich keine Bedenken.  
Es werde lediglich darauf hingewiesen, dass gegen den Straßenbaulastträger von 
klassifizierten Straßen keine Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen 
aufgrund des BImSchG bestehen.  
Weitere Anregungen und/oder Bedenken bzw. Hinweise werden nicht vorgetragen. 
 
Für die im Rahmen der verkehrlichen Betrachtung zu diesem Bebauungsplan unter-
suchten Mehrbelastungen in der Groß-Umstädter Straße bzw. dem Teilstück des 
Buschweges kommt die Untersuchung zu folgendem Ergebnis: „der durch die ge-
plante Wohnnutzung induzierte Neuverkehr wird zu kaum wahrnehmbaren Mehrbe-
lastungen in der Groß-Umstädter Straße führen, die Zuwächse in dem betroffenen 
kurzen Teilstück des Buschweges erreichen in der Summe Größenordnungen, die 
mit der Randnutzung Wohnen gut verträglich sind und stehen im Einklang mit dem 
gültigen Regelwerk.“ 
 
Was das Verkehrsaufkommen der B 45 und B 26 betrifft, so ist zwar davon auszu-
gehen, dass diese durch die geplante Wohnbauflächenausweisung im Stadtteil 
Semd eine Mehrbelastung erfahren. Da allerdings von Seiten der zuständigen Fach-
behörde zu dem vorliegenden Planverfahren keine grundsätzlichen Bedenken geäu-
ßert worden sind, wird nicht zuletzt mit Blick auf die Ergebnisse der vorliegenden 
Verkehrsuntersuchung und der durch das Baugebiet selbst in induzierten relativ 
geringen Verkehrszunahme kein Erfordernis gesehen, weitere Erhebungen bzgl. der 
Leistungsfähigkeit der B 45 bzw. B 26 im Rahmen der vorliegenden Planung durch-
zuführen.  
 
 
 
Fortsetzung nächste Seite  
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

9 Magistrat der Stadt Dieburg, Dieburg  Stellungnahme vom 06.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
Erläuterung: 
Fortsetzung zu 9.1 
 
Im Rahmen der Abwägung wird mit Blick auf das durch das Plangebiet induzierte 
relativ geringe neue Verkehrsaufkommen auch vor dem Hintergrund der Verkehrssi-
tuation auf der B 45 und B 26 zwecks Schaffung von Wohnraum im Stadtteil Semd 
an der vorliegenden Planung festgehalten. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorlie-
genden Planung wird jedoch nicht gesehen.  
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

10 
Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Abteilung 240 
Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau 

Stellungnahme vom 05.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 10.1 
Die Stellungnahme zur Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Belange bei der 
Bauleitplanung vom Februar 2020 benennt noch eine Löschwassermenge mit 
48 ßm³/h.  
Die nachträglich durchgeführte Messung belegt nunmehr eine Versorgung mit  
96 m³/h.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

10 
Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Abteilung 240 
Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau 

Stellungnahme vom 05.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

Zu 10.2 
Erläuterung 
(nebenstehend: Auszug aus den Festsetzungen gemäß Zeichenerklärung des Be-
bauungsplanentwurfes) 
 
Der Bebauungsplanentwurf setzt bislang die für das Regenrückhaltebecken vorge-
sehene Fläche entsprechend der Benennung in der Planzeichenverordnung zeichne-
risch und textlich als „Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen – Retentionsfläche“ fest. 
 
Es wird vorgeschlagen, die Festsetzung als „Fläche für Versorgungsanlagen, für die 
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen – Retentionsflä-
che“ redaktionell in „Fläche für Abwasserbeseitigung - Regenrückhaltebecken“ zu 
ändern. 
Die Festsetzungsinhalte selbst werden nicht geändert 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
 
 
zu 10.3 
Erläuterung 
(nebenstehend: Auszug aus den textlichen Hinweisen des Bebauungsplanentwurfes) 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

10 
Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Abteilung 240 
Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau 

Stellungnahme vom 05.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 
Zu 10.4 
Erläuterung 
Es handelt sich um eine Empfehlung. Bei einer Bebauung der Grundstücke soll so 
ein Beitrag zur Grundwasserneubildung und zu einer Minimierung des Trinkwasser-
verbrauchs geleistet werden. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf wird nicht 
gesehen. 
 
 
 
 
Zu 10.5 
Erläuterung 
Die Anmerkungen werden zum Anlass genommen, den textlichen Hinweis dahinge-
hend anzupassen, als dieser allgemeingültig für jegliche Ver- und Entsorgungslei-
tungen formuliert wird. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
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Teil C     tellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

10 
Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Abteilung 240 
Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau 

Stellungnahme vom 05.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
 
Zu 10.6 
Erläuterung 
In dem Begründungsentwurf wird auf Seite 16 auf das städtebauliche Konzept vom 
Sept. 2018 eingegangen und dieses dargestellt. Zu diesem Zeitpunkt war die Anlage 
einer Retentionsfläche Gegenstand der Planung. Erst zu einem späteren Zeitpunkt 
wurde die Anlage eines Regenrückhaltebeckens favorisiert. Entsprechend ist bei 
dem gezeigten Konzept auch der Planungsstand Sept. 2018 vermerkt. 
Die Anmerkung wird zum Anlass genommen dies textlich in der Begründung klarzu-
stellen. Ansonsten bleibt es bei der Darstellung des ursprünglichen Konzeptes in der 
Begründung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird teilweise aufgegriffen. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

10 
Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Abteilung 240 
Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau 

Stellungnahme vom 05.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
 
Zu 10.7 
Erläuterung 
Der Textteil der Begründung auf Seite 17 als auch das Planbild mit dem städtebauli-
chen Konzept vom Januar 2020 werden dahingehend überarbeitet, als klargestellt 
wird, dass aktuell die Anlage eines Regenrückhaltebeckens vorgesehen ist. Ein 
inhaltlicher Änderungsbedarf bzgl. der getroffenen Festsetzungen besteht jedoch 
nicht. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

11 Ortslandwirt Semd, Semd Stellungnahme vom 10.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
Zu 11.1 
Erläuterung 
Siehe Pkt. 2.11, 2.12 und 2.13 dieser Vorlage.  
Es wird auf die entsprechenden Ausführungen zu den inhaltsgleichen Stellungnah-
men des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg, Fachgebiet ländli-
cher Raum verwiesen. 
Die Belange des Artenschutzes wurden dabei auf der Grundlage einer durchgeführ-
ten Artenschutzprüfung im Rahmen der Abwägung ausreichend berücksichtigt. Ins-
besondere durch die geplante Anlage von Blühstreifen für die Feldlerche.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
 
 
Zu 11.2 
Erläuterung 
Im Rahmen der Ausführungsplanung sind auch die Regelungen des hessischen 
Nachbarrechtsgesetzes einzuhaltenden. Demnach sind insbesondere bei geplanten 
Anpflanzungen die darin genannten Abstände zu Flächen für die Landwirtschaft zu 
berücksichtigen. In der Begründung wird entsprechend darauf hingewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf an der 
vorliegenden Planung wird jedoch nicht gesehen. 
 
 
 
 

 
  

 
 

11.1 

 
 

11.2 

 
 

11.3 

 
 

11.4 

 

11.5 

 
 

11.6 



Bebauungsplan „Buschweg“ 

Seite 51 von 69 

 

Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

11 Ortslandwirt Semd, Semd Stellungnahme vom 10.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
 
Zu 11.3 
Erläuterung 
Bei dem vorliegenden Bebauungsplanverfahren handelt es sich um ein Verfahren 
gemäß § 13b BauGB i. V. m. § 13a BauGB, sodass hierfür kein Ausgleich für die 
durch die Bebauung ermöglichten Eingriffe in Natur und Landschaft gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB erforderlich sind. Jedoch trifft der vorliegende Bebauungsplan-
entwurf Festsetzungen um den Eingriff zu minimieren z. B. durch die Vorgabe zu 
Grundstücksfreiflächenbegrünungen oder der Anlage von Heckenstrukturen entlang 
der Außengrenzen des Plangebietes. Bei dem Teilplan B, der Fläche zur Anlage von 
Blühstreifen, handelt es sich um eine artenschutzrechtliche Maßnahme, die nicht der 
Abwägung unterliegt und die auch nicht dem Ausgleich der ermöglichten Eingriffe in 
Natur und Landschaft dient. 
 
Ein Ausgleich bzw. eine Heranziehung des Ökopunktekontos der Stadt Groß-
Umstadt zum Ausgleich der durch den Bebauungsplan ermöglichten Eingriffe in 
Natur und Landschaft ist, da es sich um ein Verfahren nach § 13b BauGB handelt, 
nicht erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der Pla-
nung ergibt sich daraus jedoch nicht. 
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Teil C      Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinwei-
sen 

11 Ortslandwirt Semd, Semd Stellungnahme vom 10.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
Zu 11.4 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorliegenden 
Planung wird jedoch nicht gesehen. 
 
 
Zu 11.5 
Erläuterung 
Wie in dem Schreiben vom 12.08.2020 des zuständigen Dränverbandes Semd auch 
bestätigt, werden die in dem östlichen Plangebietsteil dort vorhandenen Enden des 
Drainagenetzes zu kappen sein. Beim Kappen dieser Drainage sei darauf zu achten, 
dass die Enden gut mit Filterflies verschlossen werden, damit kein Schleichsand in 
das Netz gelangt. Der Dränverband Semd weist in seiner Stellungnahme darüber 
hinaus darauf hin, dass vor Verschließen der Drainagen-Stränge der Vorstand Ein-
blick in das Netz nehmen möchte. Ansonsten werde ein Wiederauffanggraben der 
Verschlussstellen gefordert. 
Siehe Pkt. 12 dieser Vorlage. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorlie-
genden Planung wird jedoch nicht gesehen. 
 
 
Zu 11.6 
Erläuterung 
Die im Plangebiet gelegenen landwirtschaftlichen Flächen werden zurzeit von 3 
landwirtschaftlichen Betrieben bewirtschaftet. Insgesamt umfasst das Plangebiet 
(Teilplan A) mit den geplanten Erschließungs-, Bau- und Grünflächen sowie der 
Fläche für das Regenrückhaltebecken eine Fläche von ca. 21.123 m².  
Die Betroffenheit für den einzelnen Landwirt relativiert sich somit. Zudem ist auch der 
der Landwirtschaft dienende neu geplante Weg mit ca. 1.157 m² in der Gesamtfläche 
enthalten. 
Im Rahmen der Abwägung wird deshalb dem Ziel der Wohnraumschaffung Vorrang 
vor den Interessen der Landwirtschaft eingeräumt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorlie-
genden Planung wird jedoch nicht gesehen 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

12 Dränverband SEMD, Semd Stellungnahme vom 12.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
Zu 12.1 
Erläuterung 
Die Ausführungen betreffen nicht die Ebene der Bauleitplanung sondern die Ebene 
der nachfolgenden Ausführungs- und Erschließungsplanung. 
 
Zu dem Themenbereich Dränagesystem wurde auch der Dränverband Semd im 
Vorfeld gehört. Hierzu liegt eine Stellungnahme vom 14.02.2019 vor, die im Zusam-
menhang mit dem in diesem Bereich durch die Stadt erfolgten Umlegungsbeschluss 
erging. Auch im Rahmen der Trägeranhörung vom Februar 2019 hat der Dränage-
verband Semd mit Datum vom 14.02.2019 bereits Stellung genommen. Nach Durch-
sicht der vorliegenden Dränageunterlagen ist, wie bereits dargelegt, lediglich ein 
geringer Teil des bestehenden Dränagesystems von dem Neubaugebiet betroffen. 
Es ist davon auszugehen, dass das Netzwerk weiterhin funktionsfähig bleibt und im 
Rahmen der Baureifmachung der Flächen Arbeiten zur Verlegung einiger Stränge 
erforderlich sind.  
 
Auszug Dränageplan 
mit gelb dargestelltem Plangebiet 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorlie-
genden Planung ergibt sich jedoch daraus nicht. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

12 Dränverband SEMD, Semd Stellungnahme vom 12.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 
 
 

 
 
Zu 12.2 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung sieht entlang 
der nördlichen und östlichen Grenze die Neuanlage eines 4 m breiten landwirtschaft-
lichen Weges vor. Ein Heranrücken der geplanten Bauflächen sowie der dort vorge-
sehene Ortsrandeingrünung unmittelbar an die landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ist somit nicht gegeben.  
Lediglich im Nordwesten grenzen die „Öffentliche Grünfläche - Spielplatz“ und die 
Fläche für das geplante Regenrückhaltebecken unmittelbar an landwirtschaftlich 
genutzte Flächen an.  
Im Bereich der öffentlichen Grünfläche - Spielplatz ist dabei entlang der östlichen 
und nördlichen Außengrenze eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen - Feldgehölze festgesetzt. Innerhalb dieser Fläche ist 
eine geschlossene Gehölzpflanzung aus einheimischen und standortgerechten 
Bäumen und Sträuchern anzupflanzen und im Bestand zu unterhalten. Es ist eine 
gemischte Pflanzung aus Bäumen und Sträuchern anzulegen, wobei der Baumanteil 
mindestens 20 % der angepflanzten Stückzahl betragen muss. Dabei ist je 1,5 m² 
Fläche mindestens 1 Strauch zu pflanzen. Im Rahmen der Ausführungsplanung ist 
dabei darauf zu achten, dass im Zusammenhang mit den vorgenommenen Baum- 
und Strauchpflanzungen ein ausreichender Abstand zu den benachbarten landwirt-
schaftlichen Flächen eingehalten wird.  
Es ist generell ist auf die Ebene der Ausführungsplanung bzw. Projektplanung zu 
und das geltende Hessische Nachbarrechtsgesetz zu verweisen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf auf Ebene 
der Bauleitplanung wird jedoch nicht gesehen. 
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Teil C    Stellungnahmen nach § 4 (2) bzw. 3 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen / Hinweisen 

13 
Herr Glogner im Auftrag des BVNH, BUND, DGWV, HGON, 
NABU, SDW, Groß-Umstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wenn schon eine so große Fläche landwirtschaftlich bester Bö-
den verbraucht werden soll und die Grundstücke so groß ge-
schnitten werden sollen, dann muss die Möglichkeit 
2.geschossiger Bauweise für das Gebiet 3 in eine Verpflichtung 
umgewandelt werden. Nur so kann der vorliegende Plan in 
Richtung eines sparsamen Umgangs mit dem Boden entwickelt 
werden. 
 
Damit in der Anpflanzzone durch die Bäume und Sträucher nicht 
nach wenigen Jahren ein undurchdringliches Dickicht entsteht. 
wird vorgeschlagen. die 2-reihige Pflanzung als Dreieckspflan-
zung (versetzt) vorzusehen. 
 
In der Liste 1 sollte die Esche gestrichen werden, die wegen 
des Eschentriebsterbens keine guten Überlebensaussichten 
hat. An ihre Stelle sollten Elsbeere (Sorbus torminalis) und 
Speierling (Sorbus domesticus) treten, die beide nährstoffreiche 
Böden brauchen, nicht so hoch werden, Trockenheit gut vertra-
gen und in der Natur recht selten sind. 
 
Die Absage an die naturferne Steinmode im Vorgarten wird be-
grüßt. Seite 23. Abs. 2. Satz 1 sollte klarer gefasst werden: Die 
Anlage … ist unzulässig. 
 
Die sogenannte Regenerationsfläche sollte zur Anpflanzung a l-
ter Apfel-, Birnen- und Zwetschgen-Sorten vorgesehen werden. 
Die Hochstämme könnten zur Pflege und Ernte an interessierte 
Familien vergeben werden, Der Vorteil für den Naturschutz 
kann mit der regionalen Erzeugung von Bio-Obst verbunden 
werden. 
 
Die Fläche des Teilplanes B liegt in dem Wasserschutzgebiet 
südlich von Groß-Umstadt in der Nähe der Brunnen, deren 
Wasser seit Jahrzehnten steigende Nitratwerte aufweist, die der 
konventionellen Landwirtschaft zuzuschreiben sind. Aus Grün-
den des Grundwasser- und des Naturschutzes ist zu fordern. 
dass diese Fläche biologisch zu bewirtschaften ist. wie durch 

 
Zu 13.1 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der öffentlichen Auslegung setzt für das 
Gebiet 3, welches sich entlang der nördlichen und östlichen Außengrenzen des 
Plangebietes erstreckt, eine Bebauung mit höchstens 2 Vollgeschossen fest. Dies 
soll Eigentümern ermöglichen auch eine eingeschossige Bebauung zu errichten. 
Darüber hinaus wird in den Gebiete 1, 2 und 3 je Einzelhaus die Zahl der Wohnun-
gen auf 2 und je Doppelhaushälfte auf maximal 1 Wohnung begrenzt.  
Dabei ist vor dem Hintergrund der entsprechenden Wohnungsnachfrage vor Ort 
davon auszugehen, dass der überwiegende Teil der entstehenden Gebäude mit 2 
Vollgeschossen ausgeführt wird (siehe Baugebiet „Am Umstädter Bruch“).  
 
Im Rahmen der Abwägung wird deshalb der Gestaltungsfreiheit der zukünftigen 
Bauherren im Gebiet 3 weiterhin Vorrang eingeräumt gegenüber einer zwingenden 
Vorgabe zur Errichtung von Gebäuden mit zwingend zwei Vollgeschossen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
 
 
Zu 13.2 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanentwurf setzt bei einer im Planbild festgesetzten Breite der An-
pflanzflächen von 1,5 m eine einreihige, bei einer Breite von 3 m eine zweireihige 
geschlossene Heckenpflanzung aus einheimischen und standortgerechten  Sträu-
chern (z.B. gemäß Vorschlagsliste 1) anzulegen und deren Erhaltung im Bestand 
fest.  
Weitere Details und auch die Unterhaltungsmaßnahmen obliegen der Gestaltungs-
freiheit des zukünftigen Eigentümers. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
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13 
Herr Glogner im Auftrag des BVNH, BUND, DGWV, HGON, 
NABU, SDW, Groß-Umstadt 

Stellungnahme vom 14.08.2020 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wenn schon eine so große Fläche landwirtschaftlich bester Bö-
den verbraucht werden soll und die Grundstücke so groß ge-
schnitten werden sollen, dann muss die Möglichkeit 
2.geschossiger Bauweise für das Gebiet 3 in eine Verpflichtung 
umgewandelt werden. Nur so kann der vorliegende Plan in 
Richtung eines sparsamen Umgangs mit dem Boden entwickelt 
werden. 
 
Damit in der Anpflanzzone durch die Bäume und Sträucher nicht 
nach wenigen Jahren ein undurchdringliches Dickicht entsteht. 
wird vorgeschlagen. die 2-reihige Pflanzung als Dreieckspflan-
zung (versetzt) vorzusehen. 
 
In der Liste 1 sollte die Esche gestrichen werden, die wegen 
des Eschentriebsterbens keine guten Überlebensaussichten 
hat. An ihre Stelle sollten Elsbeere (Sorbus torminalis) und 
Speierling (Sorbus domesticus) treten, die beide nährstoffreiche 
Böden brauchen, nicht so hoch werden, Trockenheit gut vertr a-
gen und in der Natur recht selten sind. 
 
Die Absage an die naturferne Steinmode im Vorgarten wird be-
grüßt. Seite 23. Abs. 2. Satz 1 sollte klarer gefasst werden: Die 
Anlage … ist unzulässig. 
 
Die sogenannte Regenerationsfläche sollte zur Anpflanzung a l-
ter Apfel-, Birnen- und Zwetschgen-Sorten vorgesehen werden. 
Die Hochstämme könnten zur Pflege und Ernte an interessierte 
Familien vergeben werden, Der Vorteil für den Naturschutz 
kann mit der regionalen Erzeugung von Bio-Obst verbunden 
werden. 
 
Die Fläche des Teilplanes B liegt in dem Wasserschutzgebiet 
südlich von Groß-Umstadt in der Nähe der Brunnen, deren 
Wasser seit Jahrzehnten steigende Nitratwerte aufweist, die der 
konventionellen Landwirtschaft zuzuschreiben sind. Aus Grün-
den des Grundwasser- und des Naturschutzes ist zu fordern. 
dass diese Fläche biologisch zu bewirtschaften ist. wie durch 
Stadtverordnetenbeschluss für alle städtischen   

 
Zu 13.3 
Erläuterung 
Es handelt sich um eine Vorschlagsliste für die Anpflanzung einheimischer Laubge-
hölze. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
 
 
 
Zu 13.4 
Erläuterung 
Die bisherige Formulierung in der Begründung lautet wie folgt: „Die Anlage von  
Split-, Stein-, Kies- und Schotterflächen ist dabei zunächst einmal generell unzuläs-
sig. Ausnahmen bilden hier lediglich die Flächen für Stellplätze und Carports, Gara-
genzufahrten sowie Flächen für Hauseingänge. Die Festsetzung im Planentwurf 
lautet: „Splitt-, Stein-, Kies- und Schotterflächen sind unzulässig.“ 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen.  
Die Formulierung in der Begründung wird geändert. 
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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wenn schon eine so große Fläche landwirtschaftlich bester Bö-
den verbraucht werden soll und die Grundstücke so groß ge-
schnitten werden sollen, dann muss die Möglichkeit 
2.geschossiger Bauweise für das Gebiet 3 in eine Verpflichtung 
umgewandelt werden. Nur so kann der vorliegende Plan in 
Richtung eines sparsamen Umgangs mit dem Boden entwickelt 
werden. 
 
Damit in der Anpflanzzone durch die Bäume und Sträucher nicht 
nach wenigen Jahren ein undurchdringliches Dickicht entsteht. 
wird vorgeschlagen. die 2-reihige Pflanzung als Dreieckspflan-
zung (versetzt) vorzusehen. 
 
In der Liste 1 sollte die Esche gestrichen werden, die wegen 
des Eschentriebsterbens keine guten Überlebensaussichten 
hat. An ihre Stelle sollten Elsbeere (Sorbus torminalis) und 
Speierling (Sorbus domesticus) treten, die beide nährstoffreiche 
Böden brauchen, nicht so hoch werden, Trockenheit gut vertr a-
gen und in der Natur recht selten sind. 
 
Die Absage an die naturferne Steinmode im Vorgarten wird be-
grüßt. Seite 23. Abs. 2. Satz 1 sollte klarer gefasst werden: Die 
Anlage … ist unzulässig. 
 
Die sogenannte Regenerationsfläche sollte zur Anpflanzung a l-
ter Apfel-, Birnen- und Zwetschgen-Sorten vorgesehen werden. 
Die Hochstämme könnten zur Pflege und Ernte an interessierte 
Familien vergeben werden, Der Vorteil für den Naturschutz 
kann mit der regionalen Erzeugung von Bio-Obst verbunden 
werden. 
 
Die Fläche des Teilplanes B liegt in dem Wasserschutzgebiet 
südlich von Groß-Umstadt in der Nähe der Brunnen, deren 
Wasser seit Jahrzehnten steigende Nitratwerte aufweist, die der 
konventionellen Landwirtschaft zuzuschreiben sind. Aus Grün-
den des Grundwasser- und des Naturschutzes ist zu fordern. 
dass diese Fläche biologisch zu bewirtschaf ten ist. wie durch 

 
Zu 13.5 
Erläuterung 
Der vorliegende Bebauungsplanentwurf verzichtet auf die Festsetzung von Einzel-
bäumen innerhalb der für das Regenrückhaltebecken vorgesehenen Fläche.  
Im Planbild werden lediglich mögliche Standorte in den Außenrandzonen für die 
Anpflanzung von Obstbäumen aufgezeigt.  
Festgesetzt ist lediglich die Ansaat einer Wildblumenmischung und deren Bestand-
serhaltung sowie deren Pflege. 
Die zukünftige Baumpflanzung ist dabei abhängig von Größe und Lage sowie der 
konkreten baulichen Ausführung des zukünftigen Regenrückhaltebeckens sowie den 
erforderlichen Zu- und Ableitungen.  
Gegebenenfalls ist in ausreichendem Abstand die Pflanzung von Einzelbäumen 
möglich.  
Dies sollte jedoch der Ausführungsplanung überlassen bleiben. Die Nutzung dersel-
ben und ggf. erforderliche Pflegemaßnahmen obliegen dann dem Eigentümer. In-
wieweit hier eine Vergabe der Pflege und Ernte im Falle einer Obstbaumpflanzung 
möglich ist, obliegt ebenfalls dem Eigentümer. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Änderungsbedarf der hier vorliegenden Bauleitplanung ergibt sich daraus jedoch 
nicht.  
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landwirtschaftlichen Flächen festgelegt und Blühstreifen erhält 
wie geplant. Die Biobetriebe in diesem Bereich sind in der Lage 
dies zu gewährleisten. Für die Stadt ergäbe sich der zusätzliche 
Vorteil, Ökopunkte für künftige Ausgleichsverpflichtungen zu 
erwerben. 
 
Der Verpflichtung, Nistkästen für Fledermäuse anzubringen, 
werden keine großen Erfolgsaussichten beigemessen, da ein 
entsprechendes Nahrungshabitat fehlt. Nistkästen könnten in 
einigen Jahren mehr Erfolg haben. 
 
Die Dürreperioden der letzten 3 Jahre haben gezeigt, dass der 
Klimawandel nicht nur theoretisch, sondern ganz real mit Tro-
ckenperioden verbunden ist, wie wir sie bisher nicht kannten. 
Ein verantwortungsvoller und vorausschauender Umgang mit 
dem Schutzgut Wasser gebietet auch mit Rücksicht auf die Un-
terlieger Eingriffe in den Grundwasserstrom für die Trinkwas-
sergewinnung möglichst gering zu halten. Daher wird dringend 
angeraten, die Empfehlung zur Anlage von Zisternen in eine 
Verpflichtung umzuwandeln. Da so Brauchwasser nicht aufbe-
reitet werden muss werden gleichzeitig die Stadtwerke bei der 
Trinkwasseraufbereitung entlastet. Zudem wird ein Teil des 
Niederschlagswassers versiegelter Flächen zur Gartenbewäss e-
rung genutzt und belastet nicht die Kläranlage.  
 
Die Stadt Groß-Umstadt hat sich mit einem Beschluss des 
Stadtparlamentes zum Klimaschutz verpflichtet. Sie ist dem 
Klima-Bündnis beigetreten, war Preisträger im Bundlandtstadt -
Wettbewerb und verabschiedete im Jahre 2013 ein Integriertes 
Energie- und Klimaschutzkonzept. „Die Stadt setzt sich aktiv für 
die Nutzung der nachhaltigen Photovoltaik- Potenziale aus 
Dachflächen und versiegelten Flächen ein“ (S. 93 EE4) ist darin 
eine Maßnahme die auch nach dem Kommunalen Handlungs-
programm der Lokalen Agenda21 entspricht. Konsequenter-
weise muss im Bebauungsplan verpflichtend festgesetzt we r-
den, dass auf geeigneten Dächern Photovoltaik - und/oder So-
laranalgen zu errichten sind. 

Zu 13.6 
Erläuterung 
Der vorliegende Bebauungsplanentwurf trifft lediglich aus artenschutzrechtlichen 
Gründen Festsetzungen zur Anlage von 2 Blühstreifen innerhalb der genannten 
Fläche des Teilplanes B. Dabei ist eine Düngung bzw. der Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln auf den angelegten Blühstreifen unzulässig. Die übrige Fläche kann 
landwirtschaftlich weiter genutzt werden.  
Weitere Reglementierungen auf dem städtischen Flurstück sind aus artenschutz-
rechtlichen Gründen nicht begründbar und bauplanerisch nicht erforderlich. 
Im Rahmen von Pachtverträgen wird dem Pächter der Glyphosateinsatz sowie die 
Ausbringung von Klärschlamm- und Bioabfallkompost verboten. Der Import von 
organischem Dünger von außerhalb des Stadtgebietes von Groß-Umstadt ist nicht 
erlaubt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorlie-
genden Planung wird jedoch nicht gesehen. 
 
 
Zu 13.7 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanentwurf beinhaltet eine artenschutzrechtliche Festsetzung, wo-
nach je Wohngebäude mindestens 1 Fledermauskasten anzubringen bzw. der Ein-
bau von Quartiersteinen für Fledermäuse vorzunehmen ist. Die entsprechende Fest-
setzung ergibt sich aus der vorliegenden Artenschutzprüfung. Der Gutachter emp-
fiehlt hier eine entsprechende Maßnahme zur Quartiersschaffung für Fledermäuse.  
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
 
 
Zu 13.8 
Erläuterung 
Es kann den Grundstücks- bzw. Hauseigentümern überlassen bleiben, inwieweit sie 
Zisternen erstellen. Grundsätzlich ist mit Blick auf die Abwassersatzung der Stadt 
und die Kosten für Trinkwasser von einer steigenden Zahl Zisternen auszugehen. 
Ein städtebauliches Erfordernis für eine zwingende Festsetzung ist hier aber nicht 
gegeben. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf wird allerdings 
nicht gesehen. 
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landwirtschaftlichen Flächen festgelegt und Blühstreifen erhält 
wie geplant. Die Biobetriebe in diesem Bereich sind in der Lage 
dies zu gewährleisten. Für die Stadt ergäbe sich der zusätzliche 
Vorteil, Ökopunkte für künftige Ausgleichsverpflichtungen zu 
erwerben. 
 
Der Verpflichtung, Nistkästen für Fledermäuse anzubringen, 
werden keine großen Erfolgsaussichten beigemessen, da ein 
entsprechendes Nahrungshabitat fehlt. Nistkästen könnten in 
einigen Jahren mehr Erfolg haben. 
 
Die Dürreperioden der letzten 3 Jahre haben gezeigt, dass der 
Klimawandel nicht nur theoretisch, sondern ganz real mit Tro-
ckenperioden verbunden ist, wie wir sie bisher nicht kannten. 
Ein verantwortungsvoller und vorausschauender Umgang mit 
dem Schutzgut Wasser gebietet auch mit Rücksicht auf die Un-
terlieger Eingriffe in den Grundwasserstrom für die Trinkwas-
sergewinnung möglichst gering zu halten. Daher wird dringend 
angeraten, die Empfehlung zur Anlage von Zisternen in eine 
Verpflichtung umzuwandeln. Da so Brauchwasser nicht aufbe-
reitet werden muss werden gleichzeitig die Stadtwerke be i der 
Trinkwasseraufbereitung entlastet. Zudem wird ein Teil des 
Niederschlagswassers versiegelter Flächen zur Gartenbewäss e-
rung genutzt und belastet nicht die Kläranlage.  
 
Die Stadt Groß-Umstadt hat sich mit einem Beschluss des 
Stadtparlamentes zum Klimaschutz verpflichtet. Sie ist dem 
Klima-Bündnis beigetreten, war Preisträger im Bundlandtstadt -
Wettbewerb und verabschiedete im Jahre 2013 ein Integriertes 
Energie- und Klimaschutzkonzept. „Die Stadt setzt sich aktiv für 
die Nutzung der nachhaltigen Photovoltaik- Potenziale aus 
Dachflächen und versiegelten Flächen ein“ (S. 93 EE4) ist darin 
eine Maßnahme die auch nach dem Kommunalen Handlungs-
programm der Lokalen Agenda21 entspricht. Konsequenter-
weise muss im Bebauungsplan verpflichtend festgesetzt  wer-
den, dass auf geeigneten Dächern Photovoltaik - und/oder So-
laranalgen zu errichten sind. 

 
 
 
Zu 13.9 
Erläuterung 
siehe Pkt. 2.18 und 2.19 dieser Vorlage. Ein zwingendes Erfordernis Fotovoltaik oder 
Solaranalgen festzusetzen wird vor dem Hintergrund der entsprechenden Regelun-
gen des Gebäudeenergiegesetzes nicht gesehen.  
Es sollte hier den künftigen Hauseigentümern überlassen bleiben in welcher Form 
sie dem Klimaschutz Rechnung tragen. Unter Anderem ist hierbei auch der Einsatz 
von Wärmepumpen denkbar. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen.  
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Zu 1.1 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanentwurf setzt bislang eine 3 m breite Zufahrt zu der auf dem 
Anwesen Fasanenring 23 bestehenden rückwärtig gelegenen und von dem über-
planten Feldweg aus erschlossenen Garage fest, da für dies zum Zeitpunkt des 
Entwurfsplanung eine Genehmigung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird aufgegriffen. 
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Zu 2.1 
Erläuterung 
siehe Pkt. D1.1 dieser Vorlage. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
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Zu 3.1 
Erläuterung 
Der Bebauungsplanentwurf setzt für das Gebiet 4 eine Bebauung mit zwingend 2 
Vollgeschossen fest. Im Gebiet 4 sind neben den ansonsten festgesetzten Sattel-, 
Walm- und Pultdächern mit einer Dachneigung von 25 bis 38 auch Flachdächer 
zulässig. Somit ist auch die Errichtung eines 3. Obergeschosses als Staffelgeschos-
ses im Gebiet 4 möglich. Um eine Begrenzung der zulässigen Gebäudehöhe zu 
erreichen, wurde diese auf maximal 12 m begrenzt.  
 
Ergänzend ist auszuführen, dass bei den ansonsten im Plangebiet zulässigen Ge-
bäuden in den Gebieten 2 und 3 mit 2 Vollgeschossen plus Dachgeschoss und unter 
Ansatz der Höhe eines Vollgeschosses von 3 m, eines Sockels von ca. 1,39 m sowie 
einer maximalen Ausnutzung der Bebauungstiefe von 15 m theoretisch eine Bebau-
ung mit einer Firsthöhe von ca. 13,25 m theoretisch möglich wäre. (Ansatz mit Sat-
teldach von 38 ° Dachneigung). 
Vor diesem Hintergrund wird die im Gebiet 4 vorgesehene Bebauung mit maximal  
12 m Höhe durchaus als an das vorgesehene Bauvolumen angepasste Bebauungs-
möglichkeit angesehen. Der bestehenden Bebauung wird insbesondere durch die 
Festsetzungen des Gebietes 1 (Begrenzung auf 1 Vollgeschoss) Rechnung getra-
gen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Anregung wird nicht aufgegriffen. 
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Zu 3.2 
Erläuterung 
Eine konkrete Planung für das Gebiet 4, also auch die Zahl der letztendlich realisier-
ten Wohnungen, liegt nicht vor. 
Im Zuge des Dichtewertenachweises für die Regional- und Landesplanung wurde für 
das Gebiet 4 eine Anzahl von 8 bis 11 Wohneinheiten zugrunde gelegt. Dabei han-
delt es sich jedoch um einen theoretischen Wert, welcher sich aus der maximalen 
Ausnutzung der planungsrechtlich ermöglichten Geschossfläche unter Ansatz einer 
Bruttofläche von ca. 100 m² je Wohnung ergibt. Letztere wird als Grundlage zur 
Berechnung der Dichtewerte für die Regionalplanung als Standard angesetzt. 
 
Darüber hinaus werden für die übrigen Baugebiete (mit Ausnahme des Gebietes 4) 
Festsetzungen zur maximalen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden getroffen. 
Demnach sind je Einzelhaus maximal 2 Wohnungen und je Doppelhaus maximal 1 
Wohnung zulässig.  
 
Somit sind der vorgegebene Ansatz und die zugrunde gelegten Werte der Verkehrs-
untersuchung durchaus nachvollziehbar und nach wie vor als realistisch einzuschät-
zen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf für die 
vorliegende Planung wird jedoch nicht gesehen. 
 
 
Zu 3.3 
Erläuterung 
Siehe auch Pkt. 2.25 dieser Vorlage  
 
Von Seiten des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg Fachgebiet 
Schulservice werden mit der Stellungnahme vom 14.08.2020 keine Anregungen und 
Bedenken vorgebracht. 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf für die 
vorliegende Planung wird jedoch nicht gesehen. 
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